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FORSCHUNGSEINRICHTUNGEN STELLEN SICH VOR 

Zentralinstitut für Raumplanung 
an der Universität Münster 

A. Vorbemerkung 

Raumforschung und Raumordnung stehen vor großen 
Herausforderungen. Der Weg in ein neues Jahrtausend wird 
mit großen Umbrüchen in Technik, Wirtschaft und Gesell­
schaft verbunden sein 1• Bis zum Jahre 2030 wird eine Verrin­
gerung der Einwohnerzahl in der Bundesrepublik um mehr als 
ein Viertel erwartet. Die bundesdeutsche Volkswirtschaft 
wird auch zukünftig einen fortschreitenden Strukturwandel 
erleben. Das Gefälle zwischen Verdichtungsräumen und länd­
lichen Räumen wird überlagert durch ein neues Gefälle zwi­
schen dynamischen und strukturschwachen Verdichtungs­
räumen. Technischer Fortschritt und steigende Produktivität 
werden zu erhöhter Mobilität und damit verbunden zu einem 
verstärkten Verkehrsaufkommen, zu einer Gefährdung bis-

lang noch naturnaher Räume und zu einem weiteren Flächen­
verbrauch führen. Zur Bewältigung der genannten Herausfor­
derungen bedürfen Politik und Verwaltung mehr denn je der 
Information und Beratung durch Wissenschaft und For­
schung. Die Forschung schafft Voraussetzungen für sach- und 
problemgerechte Entscheidungen und Maßnahmen. Indem sie 
Sachzwängen entgegenwirkt und Handlungsalternativen er­
örtert, behauptet und erweitert sie politische Gestal­
tungsmöglichkeiten 2 • 

Das Zentralinstitut für Raumplanung an der Universität 
Münster erarbeitet seit nunmehr 25 Jahren wissenschaftliche 
Grundlagen für die politischen und administrativen Aufgaben 
der Bundesregierung und der Landesregierung von Nord­
rhein-Westfalen im Bereich von Raumordnung, Städtebau 
und Umweltschutz. Im nachfolgenden wird ein kurzer Bericht 
über Aufgaben, Organisation und wissenschaftliche Tätigkeit 
des Instituts gegeben3

• 
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B. Aufgaben und Organisation des Zentralinstituts für 
Raumplanung 

I. Aufgaben 

Das Zentralinstitut für Raumplanung an der Universität 
Münster hat nach seiner zum 1.1.1989 geänderten Satzung die 
Aufgabe, die wissenschaftlichen Grundlagen für die Raum­
ordnung und Raumplanung einschließlich des raumbedeut­
samen Umweltschutzes im Bundesgebiet vornehmlich auf 
dem Gebiet der Rechtswissenschaft in interdisziplinärer 
Zusammenarbeit mit den Wirtschafts- und Sozialwissenschaf­
ten und - soweit erforderlich - anderen Wissenschaftsdiszi­
plinen zu erforschen. Das Institut erfüllt seine Aufgabe in 
enger Zusammenarbeit mit den fachlich zuständigen Fakultä­
ten und den Instituten der Universität Münster, dem Institut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der Deutschen Akademie für Städ­
tebau und Landesplanung e.V. Zu benachbarten Wissen­
schaftsdisziplinen soll eine enge fachliche Verbindung ge­
halten werden. Das Institut führt vornehmlich rechtswissen­
schaftliche Forschungsvorhaben im Bereich des Raumord­
nungsrechts, des Bauplanungsrechts, des Denkmalschutz­
rechts und des Umweltrechts durch. Die Forschungsarbeit des 
Instituts schafft wissenschaftliche Grundlagen für die politi­
schen und administrativen Auf gaben sowohl der Bundesregie­
rung im Bereich von Raumordnung, Städtebau und Umwelt­
schutz als auch für die Landesregierung in Nordrhein-West­
falen im Bereich von Umwelt, Raumordnung und Landwirt­
schaft. Insoweit erfüllt das Institut Ressortforschungsaufga­
ben4. Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten des Zentralinsti­
tuts für Raumplanung tragen daneben selbstverständlich auch 
zur Erweiterung des allgemeinen wissenschaftlichen Kennt­
nisstandes bei und kommen anderen Zielgruppen und Geset­
zesanwendern, insbesondere Ländern und Gemeinden, zu­
gute. Die Forschungsberichte werden regelmäßig in den insti­
tutseigenen Schriftenreihen "Beiträge zum Siedlungs- und 
Wohnungswesen und zur Raumplanung" und "Materialien 
zum Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumplanung" 
veröffentlicht. Neben Forschungsanliegen des Bundesmini­
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und des 
Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des 
Landes Nordrhein-Westfalen werden im Zentralinstitut wis­
senschaftliche Arbeiten mit Unterstützung anderer for­
schungsfördernder Stellen durchgeführt. 

II. Rechtliche Organisation 

Das Zentralinstitut für Raumplanung hat keine eigene 
Rechtspersönlichkeit. Rechtsträgerin ist die Deutsche Aka­
demie für Städtebau und Landesplanung (DASL). Die Aka­
demie ist ein eingetragener privatrechtlicher Verein. Das 
Institut gehört deshalb nicht zum öffentlichen Dienst. 
Dienst- und besoldungsrechtlich kann jedoch eine Tätigkeit 
im Zentralinstitut der Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
gleichgestellt werden, da das Institut eine wissenschaftliche 
Forschungseinrichtung i.S.v. § 29 Abs. 3 S. 1 Nr. 7 BBesG ist, 
an der die öffentliche Hand durch Zahlung von Beiträgen oder 
Zuschüssen beteiligt ist5. Ihre Aufgabe, Städtebau und Lan­
desplanung in Wissenschaft und Praxis zu fördern, erfüllt die 
DASL durch fachwissenschaftliche Gutachten und Berichte, 
Veranstaltungen, Vorträge, Tagungen und Veröffentlichun­
gen 6• Die Akademie ist Trägerin von drei Instituten, und zwar 
des Instituts für Städtebau in Berlin, des Instituts für Städte-

bau und Wohnungswesen in München und des Zentralinsti­
tuts für Raumplanung in Münster, wobei die Institute in 
Berlin und München im Gegensatz zum Zentralinstitut für 
Raumplanung keine Forschung, sondern vornehmlich Aus­
bildung von Beamteten und freiberuflichen Fachleuten zur 
Aufgabe haben. Die DASL ist Zuwendungsempfängerin des 
Bundes sowie der Bundesländer, in denen sich ihre Einrichtun­
gen befinden. Bund und Land Nordrhein-Westfalen stellen 
der Akademie auch die erforderlichen Mittel zur Erfüllung der 
Aufgaben des Zentralinstituts für Raumplanung zur Verfü­
gung. 

Das Zentralinstitut für Raumplanung ist der Universität 
Münster angegliedert. Rechtlich gesehen ist es ein Institut "an 
der" Universität. Einrichtungen an der Universität sind nicht 
Teil der Hochschule, sondern ihr verbunden. Ihr Träger ist 
ein Dritter. Die Anerkennung als Institut an der Hochschule 
ist ein Verwaltungsakt, der die tatsächliche Verbindung, wie 
sie z.B. durch die Identität der Institutsleiter und Direktoren 
mit Hochschullehrern der Universität deutlich wird, rechtlich 
ausgestaltet, wobei der Inhalt dieser rechtlichen Ausgestal­
tung von Fall zu Fall unterschiedlich sein kann. Bei dieser 
Ausgestaltung ist aber jeweils den vom BVerfG entwickelten 
Kriterien Rechnung zu tragen, wonach dem leitenden wissen­
schaftlichen Personal ein ausschlaggebender und maßgeblicher 
Einfluß auf die Entscheidungen in allen wissenschaftsrelevan­
ten Fragen zu sichern ist7. 

Innerhalb der Universität ist das Zentralinstitut für Raum­
planung wissenschaftlich den Fakultäten Rechtswissenschaft 
und Wirtschafts- und Sozialwissenschaften zugeordnet. 

III. Organe des Instituts 

Organe des Zentralinstituts für Raumplanung sind der 
Vorstand und das Kuratorium. 

Dem Kuratorium obliegt die Beschlußfassung über das vom 
Vorstand aufgestellte Arbeitsprogramm, die Festsetzung und 
die Änderung des vom Rechtsträger zu genehmigenden Wirt­
schafts- und Stellenplans im Rahmen der aus dem Bundes- und 
Landeshaushalt bereitgestellten Mittel, die Bestätigung der 
Geschäftsordnung des Instituts und über alle sonstigen Ange­
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. Das Kuratorium 
besteht aus zwei Vertretern des Bundes, die von dem für die 
Raumordnung zuständigen Bundesminister, zwei Vertretern 
des Landes Nordrhein-Westfalen, die von dem für die Lan­
desplanung zuständigen Landesminister zu benennen sind, 
einem Vertreter der DASL und einem Vertreter der Universi­
tät Münster aus den kooperierenden Fakultäten. Vorsitzender 
des Kuratoriums ist derzeit Ministerialdirigent Dr. Michael 
Krautzberger aus dem Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau. Sein Vertreter ist Ministerialdiri­
gent Dr. Ernst-Hasso Ritter, Leiter der Abteilung Landespla­
nung im Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Land­
wirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen. Dem Kurato­
rium gehören außerdem an Frau Dr. Wiese-von Ofen, Wissen­
schaftliche Sekretärin der DASL, Herr Dr. Freiherr von 
M alchus, Direktor des Instituts für Landes- und Stadtent­
wicklungsforschung des Landes Nordrhein-Westfalen, Herr 
Ministerialrat Berkefeld aus dem Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und Prof. Dr. Rainer 
Thoss, Universität Münster. 

Geleitet wird die Forschungsarbeit des Instituts vom Vor­
stand. Er besteht aus drei Direktoren. Unter ihnen soll ein 
Sozialwissenschaftler, ein Wirtschaftswissenschaftler und ein 
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Rechtswissenschaftler sein. Die Direktoren werden auf Vor- · 
schlag der entsprechenden Fakultäten der Universität Mün­
ster im Einvernehmen mit der Rechtsträgerin vom Kurato­
rium ernannt. Aus ihrer Mitte haben die Mitglieder des Vor­
standes ein Geschäftsführendes Vorstandsmitglied zu bestim­
men. Geschäftsführender Direktor des Zentralinstituts für 
Raumplanung ist seit 1980 Prof. Dr. Werner Hoppe, Inhaber 
des Lehrstuhls für Raumplanung und öffentliches Recht der 
Universität Münster. Mitglieder des Vorstands sind außerdem 
Prof. Dr. Dr. Werner Krawietz, Inhaber des Lehrstuhls für 
Soziologie, Rechts- und Sozialphilosophie der Westfälischen 
Wilhelms-Universität in Münste~und Prof. Dr. Rainer Thoss, 
Direktor des Instituts für Siedlungs- und Wohnungswesen der 
Universität Münster. Der Vorstand bereitet das Arbeitspro­
gramm zur Beschlußfassung für das Kuratorium vor und 
wickelt auf der Grundlage des vom Kuratorium beschlossenen 
Arbeitsprogramms das Forschungsprogramm des Instituts ab. 

C. Überblick über die wissenschaftliche Arbeit 

Ende der SOer Jahre begann die Bundesregierung die Maß­
nahmen der einzelnen Planungs- und Investitionsträger der 
öffentlichen Hand auf der Ebene des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden und der raumordnungspolitischen Leitziele zu 
koordinieren. Sehr bald erwies sich dabei, daß die Raumfor­
schung für diese Aufgabe nur unzureichendes Material bereit­
stellen konnte. Grundsätzliche Fragestellungen der Raum­
ordnungspolitik und des Raumordnungsrechts waren unge­
klärt; die raumordnungspolitischen Entscheidungen von 
Bundes- und Landesregierungen waren wissenschaftlich weit­
gehend ungesichert. Es erschien deshalb dringend geboten, ein 
interdisziplinär arbeitendes Institut zur theoretischen Grund­
lagenforschung auf dem Gebiet der Raumordnung zu errich­
ten. Gefördert wurde die Gründung des Instituts vom Bun­
deswohnungsbauministerium und vom Ministerpräsidenten 
Meyer des Landes Nordrhein-Westfalen und dem Landes­
planungsminister Franken. Das Institut sollte eine umfas­
sende Grundlagenforschung auf den Gebieten der Raumord­
nung, der Landes- und Städtebauplanung betreiben. Die For­
schungsarbeit sollte von verschiedenen Wissenschaftsdiszi­
plinen, jedoch eng koordiniert durchgeführt werden. Die 
interdisziplinäre Zusammenarbeit sollte bereits im Namen des 
Instituts durch den Begriff "Zentralinstitut" zum Ausdruck 
kommen. Die Gründung solcher "Zentralinstitute" ging auf 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Ausbau der wis­
senschaftlichen Einrichtungen aus dem Jahr 1960 und auf 
dessen "Anregungen zur Gestalt neuer Hochschulen", im 
Interesse einer Fortentwicklung der interdisziplinären Zusam­
menarbeit "Zentrale Institute" zu errichten, zurück. Vorge­
spräche für die Institutsgründung begannen im Jahre 1963. 
Die erste Satzung des Instituts wurde vom Kuratorium am 
12.9.1964 beschlossen8• 

Das Zentralinstitut hat die ihm gestellte Aufgabe auf ver­
schiedene Weise erfüllt. Zu zahlreichen Rechtsfragen und 
Problembereichen sind vom Institut grundlegende Untersu­
chungen durchgeführt worden. Daneben wurde immer wieder 
in kleineren Expertisen und Gutachten zu konkreten und 
aktuellen Fragestellungen, insbesondere zu höchstrichterli­
chen Entscheidungen oder Gesetzgebungsvorhaben, Stellung 
genommen9. Direktoren und wissenschaftliche Mitarbeiter 
des Instituts haben daneben zahllose Vorträge gehalten, Lehr­
veranstaltungen und Forschungsseminare durchgeführt sowie 
Lehrbücher, Aufsätze, Festschriftbeiträge etc. verfaßt 10. Seine 

Aufgaben erfüllt das Institut in Zusammenarbeit mit anderen 
auf dem Gebiete der Raumplanung tätigen Wissenschaftlern 
und Forschungseinrichtungen, mit den zuständigen Verwal­
tungsbehörden von Bund, Ländern und Gemeinden und nicht 
zuletzt durch Mitarbeit in zahlreichen Arbeitsgruppen und 
Gremien. 

Die Forschungsberichte des Instituts können an dieser 
Stelle aus Raumgründen nicht im einzelnen dargestellt wer­
den: Die Palette der Forschungsthemen reicht von Untersu­
chungen zur Sozialökologie des Gesundheitswesens 11 über 
"Die Baulast als bauaufsichtliches Instrument 12", über das 
"Problem intraurbaner Zentralorte - dargestellt am Beispiel 
der Stadt Münster" 13, über "Ursachen, Erscheinungsformen 
und Folgen regionaler Mobilitäts-Ansätze zu ihrer theoreti­
schen Erfassung" 14 bis hin zu Themen wie "Energieversor­
gung und Energieversorgungskonzepte. Zu den rechtlichen 
und faktischen Möglichkeiten der Umsetzung von Versor­
gungskonzepten"1s oder "Rechtsfragen flächen- und boden­
bezogenen Denkmalschutzes" 16. Schlaglichtartig können im 
nachfolgenden nur einige frühe Arbeiten des Zentralinstituts 
in Erinnerung gerufen und einige wenige Schwerpunkte der 
gegenwärtigen Forschungstätigkeit erwähnt werden 17

• 

Zu den ersten sozialwissenschaftlichen Arbeiten des Insti­
tuts zählten eine Untersuchung von Renate Krysmanski zum 
Thema "Bodenbezogenes V erhalten in der Industriegesell­
schaft", eine weitere Arbeit von Steinberg mit dem Thema 
"Methoden der Sozialgeographie und ihre Bedeutung für die 
Raumplanung" und eine Untersuchung von Schäfers zum 
Thema "Öffentlichkeits- und Interessenstrukturen in Pla­
nungsprozessen". Dabei handelt es sich um eine soziologische 
Fallstudie am Beispiel einer kommunalen Neugliederung auf 
Kreisebene 18• Eine weitere Forschungsarbeit von Renate 
Krysmanski mit dem Thema "Die Nützlichkeit der Land­
schaft, Überlegungen zur Umweltplanung" geht den Pla­
nungsvorstellungen verschiedener Fachdisziplinen (Soziolo­
gie, Ökologie, Landespflege und Ökonomie) nach, die sich 
unter häufig gegensätzlicher Blickrichtung mit dem Phäno­
men "Landschaft" bzw. den in der Industriegesellschaft noch 
verbliebenen Naturresten befaßte19. Aus einer empirischen 
Untersuchung von Schäfers zum Problem des Bodenbesitzes 
und der Bodennutzung in der Großstadt20 folgte das weiter­
führende Forschungsthema, die Planungswirklichkeit auf die 
Wünsche und Bedürfnisse der "Beplanten" selbst zu beziehen. 
Unter dem Arbeitstitel "Raumplanung und Öffentlichkeit" 
wurden 1968 drei empirisch-soziologische Fallstudien durch­
geführt, um die Einwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten 
von Planungsbetroffenen bei raum- und bodenbezogenen 
Planungsprozessen herauszuarbeiten 21 . 

Als erste Arbeit der volkswirtschaftlichen Abteilung des 
Instituts wurde ein Forschungsvorhaben abgeschlossen zum 
Thema "Infrastrukturinvestitionen als Mittel der Regional­
politik" 22. In der volkswirtschaftlichen Abteilung wurde 
außerdem sehr früh in einer Reihe von Einzelprojekten aufein­
ander aufbauend die Aufgabe angegangen, den unternehmeri­
schen Entscheidungsprozeß bei der Standortwahl zu analysie­
ren und die so gewonnenen Hypothesen über die Motivations­
struktur, das Informationsniveau und die Beeinflußbarkeit 
dieser Entscheidungen empirisch zu überprüfen. Zu diesem 
Forschungsschwerpunkt zählte u.a. die Arbeit des derzeitigen 
Bundesumweltministers Töpfer zum Thema "Regionalpolitik 
und Standortentscheidung" 2J. Darüber hinaus wurde in 
Kenntnis der besonderen regionalpolitischen Bedeutung der 
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Standortwahl im tertiären Bereich für die dynamische Ent­
wicklung von zentralen Orten diesem Sektor eine besondere 
Bedeutung geschenkt24. Schließlich wurde auch das öffentli­
che Kapital im Bereich der Infrastruktur in das Forschungs­
programm der volkswirtschaftlichen Abteilung des Instituts 
einbezogen. Die Basisuntersuchung wurde von J ansen vorge­
legt, der besonders die instrumentale Bedeutung der Infra­
strukturinvestionen für die Regionalpolitik herausgearbeitet 
hat25. 

Frühe rechtswissenschaftliche Arbeiten des Instituts befaß­
ten sich mit Rechtsgrundlagen des englischen Städtebaus 26, 
mit dem "Entwurf eines neuen Grundstücksneuordnungsver­
fahrens unter Berücksichtigung seiner Bezüge zu den gelten­
den Bodenordnungsmaßnahmen"27 und bereits frühzeitig mit 
Rechtsnatur und Bindungswirkung der Ziele der Landespla­
nung28, ein Problembereich, der das Institut in der Folgezeit 
wiederholt beschäftigte2'. 

Ein Forschungsschwerpunkt zu Ende der60er Jahre, der an 
dieser Stelle beispielhaft Erwähnung finden mag, befaßte sich 
mit den Informationsinstrumenten für die Regionalpolitik. 
Ziel dieses Forschungsschwerpunktes war die Erarbeitung von 
wissenschaftstheoretischen und methodischen Grundlagen 
für eine systematische Aufbereitung von Informationen, die 
den Beteiligten an regionalen Planungsprozessen bei der Vor­
bereitung rationaler Entscheidungen helfen sollten 3°. 

Seit Anfang der 70er Jahre werden vom Institut die mit der 
Raumplanung verbundenen Rechtsfragen grundlegend und 
systematisch bearbeitet. Von Vorstandsmitgliedern bzw. 
Mitarbeitern des Zentralinstituts wurden systematische Ge­
samtdarstellungen des Raumordnungsrechts 31 und des Um­
weltrechts32 vorgelegt. Im Zentralinstitut entstanden zahlrei­
che Einzeldarstellungen zu speziellen raumordnungsrechtli­
chen Fragestellungen33. Verschiedene Problembereiche be­
durften im Laufe der Zeit einer wiederholten und vertieften 
wissenschaftlichen Bearbeitung. So widmeten sich verschie­
dene Untersuchungen Begriff, Rechtsnatur und Bindungswir­
kung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung34 ; wie­
derholt war die rechtliche Stellung des Bundesraumord­
nungsministers Gegenstand der wissenschaftlichen Forschung 
im Institut 35. Auch Rechtsfragen im Zusammenhang mit ein­
zelnen planungsrechtlichen Instrumentarien wurden in ver­
schiedensten Forschungsvorhaben thematisiert36. Einen Schwer­
punkt der rechtswissenschaftlichen Forschung im Institut bil­
deten neben Rechtsfragen des Verhältnisses einzelner Pla­
nungsinstrumente zueinander37 und neben Rechtsfragen 
grenzüberschreitender Planung 38 vor allem Rechtsfragen, die 
mit dem Verhältnis der gemeindlichen Bauleitplanung zur 
Raumordnung und Landesplanung und mit der Durchsetz­
barkeit von Umweltbelangen in der räumlichen Planung 
zusammenhängen 3'. 

Das Verhältnis der gemeindlichen Planung zur Raumord­
nung und Landesplanung war insbesondere in den Jahren 1980 
und 1981 Forschungsgegenstand. So befaßte sich eine Unter­
suchung mit den verfassungs- und rahmenrechtlichen Grund­
lagen der kommunalen Beteiligung in der Raumordnung und 
Landesplanung. Diese Untersuchung enthielt außerdem eine 
rechtsvergleichende Darstellung der landesplanungsrechtli­
chen Beteiligungsregelung40. In einer zweiten Untersuchung 
wurden die Möglichkeiten der Staatsaufsicht zur Durchset­
zung landesplanerischer Erfordernisse thematisiert. Die Unter­
suchung zeigte, daß die Möglichkeiten der im Städtebaurecht 
zur Rechtskontrolle beschränkten Staatsaufsicht zur Durch-

Setzung landesplanerischer Erfordernisse angesichts struktu­
reller Beso,nderheiten von Planungsrechtsnormen und des 
planhaften Verwaltungshandelns begrenzt sind41 . Eine wei­
tere Studie aus diesem Problembereich ging dem Verhältnis 
von kommunaler Finanzwirtschaft, d.h. kommunaler Haus­
halts-, Finanz- und Investitionsplanung und Landesplanung, 
nach. Erörtert wurden in diesem Forschungsvorhaben insbe­
sondere die Fragen, ob die kommunale Haushalts-, Finanz­
und Investitionsplanung vom Begriff der raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen gern. § 3 Abs. 1 ROG erfaßt wird, 
welchen Inhalt die Abstimmung nach§ 4 Abs. 5 ROG hat und 
welche Wirkungen von den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung nach § 5 Abs. 4 ROG auf die kommunale 
Finanzwirtschaft ausgehen42. 1981 schließlich wurde außer­
dem noch eine Untersuchung aufgenommen, die der unter­
schiedlichen Ausgestaltung des sog. Bekanntgabeverfahrens in 
den Bundesländern und seiner Einordnung in das Planungs­
system der Raumordnung und Landesplanung, insbesondere 
seinem Verhältnis zur Regionalplanung, gewidmet ist43. 

Im Vordergrund der Bemühungen des Instituts stehen seit 
vielen Jahren aber vor allem die Wirkungsmöglichkeiten der 
Raumplanung für den Umweltschutz, an deren Verbesserung 
das Zentralinstitut für Raumplanung durch zahlreiche For­
schungsvorhaben mitgewirkt hat. So wurde insbesondere im 
Rahmen eines größeren Forschungskomplexes über "Rechtli­
che und verwaltungsmäßige Voraussetzungen für die Durch­
setzbarkeit der Ergebnisse umweltpolitischer Modelle", der 
im Rahmen des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
geförderten Sonderforschungsbereichs "Raumordnung und 
Raumwirtschaft" im Institut durchgeführt wurde, vier Stu­
dien erstellt, die sich grundlegend mit dem Verhältnis von 
Raumordnung und Umweltschutz befaßten 44 • Kurze Zeit 
später wurden eine weitere Untersuchung zum rechtlichen 
und administrativen Instrumentarium zur Durchsetzung von 
Umweltbelangen im Bereich der räumlichen Planung und eine 
weitere Arbeit zu aktuellen Fragen im Verhältnis von Immis­
sionsschutz und Landesplanung veröffentlicht45. In seinem 
Mitbericht "Staatsaufgabe Umweltschutz" auf der Tagung 
der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer in Berlin 
stellte Hoppe die Umweltvorsorge durch Umweltschutzpla­
nung in den Mittelpunkt der Erörterungen46. Neben der 
Arbeit von Erbguth zur Systematisierung, Harmonisierung 
und sonstigen Weiterentwicklung des raumbedeutsamen Um­
weltrechts47 entstanden zahlreiche weitere umweltrechtliche 
Arbeiten im Zentralinstitut48. Das Zentralinstitut für Raum­
planung nimmt auch sein 25jähriges Jubiläum zum Anlaß, die 
Wirkungsmöglichkeiten der Raumplanung für den Umwelt­
schutz auf einem Fachkongreß am 21. September 1989 in 
Münster zu thematisieren. Beabsichtigt sind Fachvorträge 
zum Verhältnis der Landschaftsplanung zur Gesamtplanung 
vom Präsidenten der Akademie für Raumforschung und Lan­
desplanung, Herrn Dr. von der Heide, zum Thema "Freiraum­
schutz durch Planung" von Prof. Dr. Michael Kloepfer, Uni­
versität Trier, und zum Thema "Die Planung der Abfallwirt­
schaft" vom Ersten Direktor und Professor beim Umwelt­
bundesamt Werner Schenkel. 

Gegenw~rtig arbeitet das Zentralinstitut für Raumplanung 
vornehmlich in zwei Forschungsbereichen, nämlich zu "Rechts­
fragen des Verhältnisses von Fachplanung und Gesamtpla­
nung" und zu den "Auswirkungen des Europäischen Gemein­
schaftsrechts auf das deutsche Recht der Raumordnung und 
Landesplanung und das Baurecht". In dem Forschungsbe-
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reich, der sich mit Rechtsfragen des Verhältnisses von 
Gesamt- und Fachplanung befaßt, werden derzeit For­
schungsarbeiten durchgeführt, die sich mit dem Verhältnis der 
fachlichen Entsorgungsplanung zur überörtlichen Gesamt­
planung und mit dem Verhältnis der Landschaftsplanung zur 
örtlichen Gesamtplanung einerseits und zur überörtlichen 
Gesamtplanung andererseits befassen. Die Studie zur überört­
lichen Landschaftsplanung befaßt sich auch mit Rechtsfragen 
der Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Landschaftspla­
nung und mit Rechtsproblemen der Eingriffsregelung. Dane­
ben wird derzeit ein Forschungsprojekt durchgeführt, das sich 
mit den Harmonisierungsfragen der Raumordnungsklauseln 
in den Fachgesetzen auseinandersetzt. Im Forschungsbereich 
"EG-Gemeinschaftsrecht und deutsches Recht der Raum­
ordnung und Landesplanung" sollen in absehbarer Zeit For­
schungsarbeiten aufgenommen werden, die sich mit dem Ver­
hältnis der EG-Fondverwaltung und der nationalen Regional­
politik und Wirtschaftsförderung unter Einbeziehung des 
Gesichtspunkts der Wettbewerbskontrolle befassen sollen. 
Durchgeführt wird außerdem eine Untersuchung, die sich mit 
den Auswirkungen der EG-rechtlich geforderten Rechtsan­
gleichung auf das Baurecht der Bundesrepublik Deutschland 
(Bauordnungs- und Planungsrecht) befaßt . 

D. Ausblick 

Das Zentralinstitut für Raumplanung zählt sicher nicht zu 
den Großforschungsanlagen in der Bundesrepublik. Von den 
Forschungsausgaben des Bundesbauministeriums entfallen 
auf das Zentralinstitut für Raumplanung rd. 1 %49• Von den 
Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik macht der Betrag 
für das Zentralinstitut weniger als 0,0007792 % aus. Gleich­
wohl hat die Arbeit des Zentralinstituts in der Fachwelt hohe 
Anerkennung gefunden. Es zählt nach Auffassung der nord­
rhein-westfälischen Landesregierung zu den "bedeutenden 
praxisorientierten Forschungsinstituten im Bundesgebiet" 50• 

Auch der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau hat erst jüngst in einem Beschluß vom 17.9.1987 die 
Bedeutung der Institutsforschung für die Durchführung und 
Weiterentwicklung der Bundesraumordnungspolitik betont 51• 

Der ehemalige Bundesbauminister Dr. Oscar Schneider vertrat 
die Ansicht, daß in einer Zeit knapper finanzieller Mittel die 
Ausgaben für die Forschung nicht beschnitten werden dürfen, 
sondern im Gegenteil wichtiger werden 52• Es bleibt deshalb zu 
wünschen, daß das Zentralinstitut für Raumplanung auch in 
den kommenden 25 Jahren in gleicher Weise wie in der V er­
gangenheit intensiv an der Weiterentwicklung im Bereich von 
Raumordnung und Landesplanung, von Umwelt- und Pla­
nungsrecht wird mitwirken können. 
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